
B E S C H L U S S V O R L A G E TOP:
öffentlich

Interkommunale Zusammenarbeit mit der Gemeinde Marienheide im Rahmen
des Personenstandswesens

Beratungsfolge:

Datum Gremium

24.10.2012 Rat

 

Beschlussvorschlag: 

Der  Rat  der  Stadt  stimmt  den  Änderungen  in  der  als  Anlage  beigefügten  öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung der Gemeinde Marienheide und der Stadt Gummersbach zur 
interkommunalen  Zusammenarbeit  im  Rahmen  des  Personenstandswesens  ab 
01.01.2013 zu.

Begründung: 

Der Rat der Stadt Gummersbach hat in der Sitzung am 25.09.2012 unter dem Vorbehalt 
der Zustimmung der Kommunalaufsicht beschlossen, dass die Stadt Gummersbach im 
Rahmen  der  interkommunalen  Zusammenarbeit  den  Aufgabenbereich  des 
Personenstandswesens in Form der sog. „mandatierten“ Aufgabenwahrnehmung gemäß § 
23 Abs. 2 Satz 2 des Gesetztes über kommunale Gemeinschaftsarbeit  (GkG) von der 
Gemeinde Marienheide ab 01.01.2013 übernimmt.
Im Zuge des weiteren Verfahrens wurde seitens der Kommunalaufsicht zwischenzeitlich 
mitgeteilt,  dass  geringfügige  Korrekturen  in  der  öffentlich-rechtlichen  Vereinbarung 
vorzunehmen  sind,  um  gemäß  §  24  Abs.  2  GkG  eine  entsprechende  Genehmigung 
erteilen zu können.

Dementsprechend soll die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wie folgt geändert werden:

a) § 1 Abs. 2 entfällt ersatzlos. Absatz 3 wird Absatz 2

b) § 2 Abs. 1 erhält folgende neue Formulierung:
Die  Stadt  Gummersbach  übernimmt  sämtliche  laufenden  Akten  und 
Personenstandsregister sowie die dazugehörigen Sammelakten des Standesamtes 
Marienheide und sichert eine Führung und Aufbewahrung getrennt von den Akten 
und  Personenstandsregistern  des  Standesamtsbezirkes  Gummersbach  zu.  Die 
Gemeinde Marienheide ermöglicht den Zugriff auf alle für die Aufgabenerledigung 
benötigten Daten des Standesamtsverfahrens Autista.

c) § 2 Abs. 2 erhält folgende neue Formulierung:
Akten,  die  nach  Ablauf  der  gemäß  §  5  Abs.  5  Personenstandsgesetz  vom 19. 
Februar 2007 (BGBl. I S. 122) vorgegebenen Fristen, dem Archivrecht unterliegen, 
verbleiben bei der Gemeinde Marienheide.

 
Anlage/n: 

Entwurf der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung
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